
 

Seite 1 

Landeshauptstadt Stuttgart 
Referat Soziales und gesellschaftliche Integration 
GZ: SI 

GRDrs 817/2016 
      
 

Stuttgart, 08.12.2016 

Jobcenter Geschäftsplan 2017 

Beschlussvorlage 

Vorlage an zur Sitzungsart Sitzungstermin 

Sozial- und Gesundheitsausschuss 
Verwaltungsausschuss 
Gemeinderat 
      

Vorberatung 
Vorberatung 
Beschlussfassung 
      

öffentlich 
öffentlich 
öffentlich 
      

19.12.2016 
21.12.2016 
22.12.2016 
      

      

Beschlussantrag 

 
1.  

a. Dem Geschäftsplan 2017 des Jobcenters (Anlage 1) wird unter Vorbehalt der 
Bestätigung der vorläufigen Haushaltsansätze durch die Verabschiedung des 
Bundeshaushaltes 2017, der Eingliederungsmittel-Verordnung 2017 sowie der 
Bestätigung der Höhe der Sonderzuweisung des Bundes für Flüchtlinge 
zugestimmt.  
 

b. Zur Finanzierung der Verwaltungskosten ist eine Umschichtung in Höhe von 
1.087.730 EUR vom Eingliederungsbudget in das Verwaltungskostenbudget 
(Anlage 1, Punkt 1.1) vorgesehen. (Planansatz GP 2016: 2.075.662 EUR) 
 

2. Der Gemeinderat stimmt dem Arbeitsmarktprogramm sowie Art und Umfang der im 
Geschäftsplan (vgl. Anlage 1) genannten Beschaffungen („Maßnahmen“) im Rahmen 
der bezeichneten voraussichtlichen Aufwände („Kostenschätzung gesamt inkl. 
Optionen und Aufstockung“) sowie der Entscheidung des Jobcenters über die Vergabe 
dieser Leistungen bis zu einer Vergabesumme, welche um bis zu 20 Prozent über dem 
bezeichneten voraussichtlichen Aufwand liegt, zu. 
 

3. Den Angebotswerten im Zielvereinbarungsverfahren wird zugestimmt. Der 
Gemeinderat wird über den Abschluss mit dem Land informiert. 

 

4.  

Den Anträgen auf Stellenschaffung bzw. Verlängerung der KW-Vermerke wird 
zugestimmt: 

 
Stellenschaffungen 

 1,0 Stellen   Abteilungsleitung Migration und Teilhabe (Anlage 2) 

 1,0 Stellen    Sachbearbeitung Arbeitsmarktdienstleistungen (Anlage 3) 
 0,5 Stellen    Sachbearbeitung SB Administration Aktivleistungen (Anlage 4) 
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 1,5 Stellen    Umsetzung LISSA (Anlage 5) 
 1,0 Stellen   Sachbearbeitung Forderungsmanagement (Anlage 6) 
 2,0 Stellen   Sachbearbeitung QI Bildung und Teilhabe (Anlage 7) 
 2,0 Stellen   Sprach- und Integrationslotsen (Anlage 8) 

 
Wegfall KW-Vermerk 

 2,0 Stellen   Sachbearbeitung Abrechnung (Anlage 9) 
 

Verlängerung KW-Vermerk 

 0,5 Stellen   Sachbearbeitung Widerspruch (Anlage 10) 
  1,0 Stellen   Landesprogramm „Gute und sichere Arbeit“ (Anlage 11) 

 

5. Von den mit der Zustimmung zum Geschäftsplan 2016 erteilten Ermächtigungen im 
Umfang von 66,07 VZK werden wegen der prognostizierten Entwicklung im 
Gesamtbestand an ELB und BG, 15,1 VZK in 2017 nicht in Anspruch genommen. 

 
 
 

Begründung

1. Geschäftsplan 2017 (Anlage 1) 
 

Die strategische Ausrichtung der Eingliederungsleistungen wurde unter Berücksichtigung der 
Rahmenbedingungen, Handlungsbedarfe und gesetzlichen Ziele vorgenommen. 

Auch 2017 sind folgende Prämissen in der zugelassenen kommunalen Trägerschaft handlungs-
leitend: 

 
1. Schaffung von Synergien durch Partnerschaften und Kooperationen 
2. Umfassende und lebensverlaufsunterstützende Begleitung und Förderung am Übergang 

von der Schule in den Beruf 
3. Umsetzung akteursübergreifender Qualitätsstandards bei Beratungs-, Unterstützungs- 

und Förderangeboten 
4. Gewährleistung einer Sozialraumorientierung 
5. Beachtung der sozialpolitischen Teilhabeaspekte bei der Ausgestaltung der 

Förderinstrumente. 
 

1.1 Rahmenbedingungen 

1.1.1 Entwicklungen am Arbeitsmarkt 

Die Entwicklung am Arbeits- und Ausbildungsmarkt wird nach der Prognose der Wirtschaftsfor-
schungsinstitute und der Bundesregierung im Jahr 2017 einen ähnlichen Verlauf wie im aktuel-
len Jahr nehmen. Die positive Entwicklung der vergangenen Jahre bei den Arbeitslosenzahlen 
wird sich allerdings nicht mehr in gleicher Weise fortschreiben lassen, da es vermehrt zu einem 
Zugang von anerkannten Flüchtlingen in den Rechtskreis SGB II kommen wird. Der starke Zu-
gang in dieser Gruppe wird den leicht positiven Trend bei der Bekämpfung der Langzeitarbeits-
losigkeit auch in Stuttgart überlagern. 
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Konjunkturspiegel Baden-Württemberg 

Indikator 
Veränderung in % 

zum 
Vorjahreszeitraum 

2016 2015 

Sep Aug Juli Jun Mai Apr Mrz Feb Jan Dez Nov Okt Sep 

3. Quartal 2. Quartal 1. Quartal 4. Quartal 3. Quartal 

 

Arbeitslose +0,1 +0,1 −0,4 +0,5 – −0,1 +0,1 −0,8 −1,0 −0,9 −1,3 −1,5 −3,7 

Gemeldete 
Arbeitsstellen 

+12,0 +12,2 +12,5 +13,7 +14,6 +13,3 +14,5 +14,3 +15,4 +15,7 +14,4 +12,3 +12,9 

Erwerbstätige … +1,3 +1,4 +1,2 +1,0 

Bruttoinlandsprodukt … +0,9 +0,4 +2,4 +3,0 

 

 
Zum Jahresbeginn 2017 ist mit einem einmaligen Sondereffekt im Bereich der Arbeitslosenzah-
len im Bereich der Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) zu rechnen. Ab dem 1. Januar 
2017 werden Personen, die ergänzend zum Arbeitslosengeld aus dem Versicherungssystem 
auch Arbeitslosengeld II beim Jobcenter beziehen, vermittlerisch von der Agentur für Arbeit und 
nicht mehr vom Jobcenter betreut. In der Folge verschiebt sich die Zahl der Arbeitslosen ab 
Januar 2017 aus der Grundsicherung (SGB II) in das Versicherungssystem (SGB III). Die Zahl 
der Arbeitslosen in Stuttgart insgesamt wird sich durch die Rechtsänderung insgesamt aber 
nicht verändern. 
 
Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit IAB geht in 
seiner Herbstprognose deutschlandweit weiterhin von einem anhaltenden Aufwärtstrend der 
Erwerbstätigkeit aus. Wesentlich beeinflusst wird die Höhe der Arbeitslosigkeit im nächsten 
Jahr allerdings weniger durch die verbesserte Aufnahmefähigkeit des Arbeitsmarktes als viel-
mehr durch die Zuwanderung. Der Flüchtlingseffekt ist weiterhin im Hinblick auf die Zahl der 
Arbeitslosen schwer zu kalkulieren, weshalb das IAB mit entsprechend großen Spannweiten bei 
seinen Prognosen operiert. Das IAB geht in seiner regionalen Arbeitsmarktprognose vom 
29.09.2015 für den Agenturbezirk Stuttgart von einem Rückgang der Arbeitslosenzahl von im 
Mittel -0,8 Prozent aus (Spannweite -10,4 bis +8,7 Prozent). Die Prognose für den Agenturbe-
zirk Stuttgart gilt allerdings für beide Rechtskreise (SGB II und SGB III) und umfasst neben dem 
Stadtbezirk Stuttgart auch den Landkreis Böblingen. 
. 
 

1.1.2 Erwartete erwerbsfähige Leistungsberechtigte und Bedarfsgemeinschaften 

 
Das Jobcenter erwartet für 2017 durchschnittlich 31.673 erwerbsfähige Leistungsberechtigte (). 
Der Stand zum Jahresende wird voraussichtlich 33.226 betragen. Die Prognose für die Be-
darfsgemeinschaften lautet für den Jahresdurchschnitt 23.852 und für den Jahresendstand 
24.623. 
 
Darin enthalten ist der durchschnittliche Bestand an Flüchtlingen von 5.386, mit einem End-
stand im Dezember 2017 von 6.691. Von diesen 6.691 ELB haben 1.091 ELB bereits vor dem 
Januar 2015 im Jobcenter Stuttgart Leistungen bezogen und werden zum „Altbestand“ gezählt. 
5.600 von 6.691 ELB sind hingegen seit dem Januar 2015 in das Jobcenter gewechselt und 
werden in der Zuständigkeit der Fachstelle für geflüchtete Menschen in der Abteilung Migration 
und Teilhabe übergehen. 
 
Weitere Ausführungen hierzu sind dem Kapitel 1.6.1 zu entnehmen. 
 

1.1.3 Budget 2017 

 
Das Budget für Eingliederungsleistungen wird für das Jobcenter Stuttgart voraussichtlich 
24.341.326 EUR und für die Verwaltungskosten 31.605.065 EUR umfassen. Nach derzeitigem 
Planungsstand ist eine Umschichtung aus dem Eingliederungstitel zum Verwaltungstitel in 
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Höhe von 1.087.730 EUR erforderlich. Zum Vergleich: Der Geschäftsplan 2016 sah eine Um-
schichtung von 2.075.662 EUR vor. 
 
Somit stehen 23.253.596 EUR für Eingliederungsleistungen zur Verfügung. Dieses zum Zeit-
punkt des Beschlusses über den Geschäftsplan errechnete Globalbudget ist um 
3.778.384 EUR und damit um 7,2 Prozent deutlich höher als im Jahr 2016 (Anmerkung: Ver-
gleich bezieht sich auf Geschäftsplan 2016). Die Erhöhung ist vor allem auf die höhere Sonder-
zuteilung des Bundes für die flüchtlingsbedingten Mehraufwendungen zurückzuführen. 
 
Die Mittel zur Finanzierung der Förderfälle gemäß § 16e SGB II (Beschäftigungszuschuss 
[BEZ] in der Fassung bis 31.03.2012) in Höhe von voraussichtlich 1.429.469 EUR für das Jahr 
2017 werden separat zugeteilt und sind, anders als die anderen Haushaltspositionen im Ein-
gliederungstitel, zweckgebunden. Sie stehen damit ausschließlich für die Finanzierung der 
BEZ-Altfälle zur Verfügung. 
 

Schätzwerte 2017 in EUR (Plan) Vorjahresvergleich in EUR (Plan) 

Gesamtbudget dar. EGT dar. VK Gesamtbudget dar. EGT dar. VK 

55.946.391 23.253.596 32.692.795 52.168.007 20.049.038 32.118.969 

Abzug bzw. die Hinzurechnung des Umschichtungsbetrages sind berücksichtigt 

 
Die Mittel des Eingliederungsbudgets wurden durch das erfolgreiche Einwerben von Drittmitteln 
des Europäischen Sozialfonds (ESF) bzw. des Bundes erheblich erhöht. Diese Budgeterhö-
hung kann insbesondere für die Eingliederung langzeitarbeitsloser Leistungsberechtigter, die 
Stärkung der sozialen Teilhabe von Langzeitarbeitslosen und für Menschen mit Behinderung 
eingesetzt werden. 
 

 ESF-Programm zur Eingliederung langzeitarbeitsloser Leistungsberechtigter: Im 
Mittelpunkt stehen die gezielte Ansprache und Beratung von Arbeitgebern, Arbeitneh-
mercoaching, auch nach der Aufnahme einer Beschäftigung sowie der Ausgleich von 
geringerer Leistungsfähigkeit durch im Zeitverlauf abnehmende Lohnkostenzuschüsse. 
Im Haushaltsjahr 2017 stehen 3.175.985 EUR zur Verfügung. 

 Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt: Bundesprogramm für öffentlich geförderte Be-
schäftigung für besonders arbeitsmarktferne Langzeitarbeitslose, die keine direkte 
Chance auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt haben. Ziel ist die soziale Teilhabe am Ar-
beitsmarkt, insbesondere für Leistungsberechtigte mit gesundheitlichen Einschränkun-
gen und für Menschen mit Kindern in Bedarfsgemeinschaften. Es sind Lohnkostenzu-
schüsse von bis zu 100 Prozent der Arbeitgeberaufwendungen möglich. Zusätzlich sind 
beschäftigungsvorbereitende und beschäftigungsbegleitende Maßnahmen Bestandteil 
des Programmes. Im Haushaltsjahr 2017 stehen hierfür 3.260.400 EUR zur Verfügung.  

 Die Programme Netzwerk zur Integration von Flüchtlingen in Arbeit NIFA (Zuschuss 
im Haushaltsjahr 2017: 53.212 EUR) sowie das Projekt „Barrierefrei in 
Erwerbstätigkeit in Stuttgart“ (Zuschuss im Haushaltsjahr 2017: 1.002.822 EUR ) 
werden in 2017 fortgeführt. 
 

 Für ergänzende kommunale Eingliederungsleistungen gem. § 16a SGB II in Höhe 
von 3.205.000 EUR werden von der Landeshauptstadt Stuttgart (LHS) folgende Leis-
tungen zusätzlich finanziert (siehe Anlage 1, Punkt 2). 

 Kinderbetreuung 

 Schuldnerberatung 

 Psychosoziale Betreuung 

 Sozialpädagogische Betreuung 

 Suchtberatung 
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1.2 Handlungsfelder und operative Schwerpunktthemen 

Die in den vergangenen Jahren kontinuierlich weiterentwickelten Angebote und Maßnahmen 
innerhalb der Handlungsfelder des Jobcenters werden überwiegend weiter fortgeführt und zum 
Teil an geänderte Bedarfe angepasst. Neu hinzu kommen wird RISE, ein modular aufgebautes 
Angebot speziell für Flüchtlinge, das im Arbeitsmarktprogramm (Anlage 1) ausführlicher be-
schrieben ist.  
 
 Zu den Handlungsfeldern gehören: 

1. Integration von Jugendlichen und jungen Erwachsenen in Ausbildung und Arbeit 
2. Aktivierung und Verbesserung von Integrations- und Teilhabechancen von 

Langzeitleistungsbeziehenden sowie Langzeitarbeitslosen 
3. Erhöhung der Bildungsbeteiligung 
4. Verbesserung der Gleichstellung der Geschlechter auf dem Arbeitsmarkt / Aktivierung 

des Beschäftigungspotentials von Alleinerziehenden und Erziehenden 
5. Verbesserung der Inklusion von Menschen mit Behinderung 
6. Bewältigung der Herausforderungen von Flucht und Asyl. 

 

1.2.1 Integration von Jugendlichen und jungen Erwachsenen in Ausbildung und 
Arbeit 

Jugendliche ohne Schulabschluss und sogar mit Hauptschulabschluss haben bei den gegebe-
nen Bildungsanforderungen der Arbeitgeber regelmäßig Schwierigkeiten, in eine Ausbildung 
oder nachhaltige Beschäftigung einzumünden. Deshalb wird bei den unter 25-Jährigen ohne 
Ausbildung der Schwerpunkt auf individuell passende Zugänge und Begleitung bis zu einem 
erfolgreichen Abschluss einer Berufsausbildung gesetzt. Die Strategie "Ausbildung vor Be-
schäftigung" wird beibehalten. Mit dem Neunten Gesetz zur Änderung des SGB II (Rechtsver-
einfachung, in Kraft seit 01.08.2016) wurde diese Zielsetzung jetzt auch in den Leistungsgrund-
sätzen (§3 Absatz 2 SGB II) verankert.  

 
Nichtaktivierungskundinnen und -kunden nach § 10 SGB II (z. B. Schüler/innen, Erziehende mit 
Kindern unter drei Jahren) erhalten frühzeitig auf ihre Situation zugeschnittene Beratungsange-
bote. 
  
Als Instrumente zur Förderung von jungen Erwachsenen kommen neben dem ausbildungsori-
entierten Fallmanagement der persönlichen Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner vor 
allem  

 die ausbildungsbegleitenden Hilfen (abH) sowie  

 die Einstiegsqualifizierung (EQ) 

 die Assistierte Ausbildung sowie  

 die Berufsausbildung in außerbetrieblichen Einrichtungen (BaE), darunter das Projekt 
„BaEplus (Ausbildungschance)" 

 Förderung schwer zu erreichender junger Menschen 
in Betracht.  
 
Die Aufgabe der Ausbildungsstellenvermittlung wird auch in 2017 an die Agentur für Arbeit 
übertragen. 
 
Für ausbildungsmarktferne junge Menschen bietet das Jobcenter weitere Angebote und koope-
riert u. a. mit den Projekten:  

 Bundesprogramm „Respekt“ mit der Zielgruppe Langzeitleistungsbeziehende 

 ESF geförderte Maßnahme „Runway“ für sehr schwer erreichbare junge Menschen. 
 
Durch die neue Rechtsänderung (seit 01.08.2016) gibt es für den Personenkreis der schwer 
erreichbaren jungen Menschen ein neues Förderinstrument (§ 16h SGB II). Dieses bietet u. a. 
die Möglichkeit, Betreuungs- und Unterstützungsleistungen auch für junge Menschen zu erbrin-
gen, die mit hinreichender Wahrscheinlichkeit nach dem SGB II leistungsberechtigt wären, aber 
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bisher diese Leistungen nicht in Anspruch nehmen konnten. Die Fachstelle U25 im Jobcenter 
erarbeitet hierzu in enger Abstimmung mit dem Stuttgarter Arbeitsbündnis Jugend und Beruf, 
getragen von Jugendamt und Jobcenter der LHS Stuttgart sowie der Arbeitsagentur Stuttgart, 
konzeptionelle und planerische Beiträge, die die Integrationschancen der jungen Menschen 
erhöhen sollen. 
 
Für diese Instrumente sind im Jahr 2017 im Eingliederungstitel 1.668.363 EUR bzw. 
7,17 Prozent vorgesehen. 
 

1.2.2 Aktivierung und Verbesserung von Integrations- und Teilhabechancen von 
Langzeitleistungsbeziehenden sowie Langzeitarbeitslosen 

Die Herausforderungen im Handlungsfeld "Aktivierung und Chancenerhöhung von Langzeitleis-
tungsbeziehenden sowie Langzeitarbeitslosen" bestehen unvermindert weiter. Deshalb muss 
die bedarfsdeckende und nachhaltige Integration von Langzeitleistungsbeziehenden ein beson-
derer Schwerpunkt der Geschäftspolitik des Jobcenters Stuttgart bleiben. 

1.2.2.1 Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung  

Obwohl in den Vorjahren auch geringqualifizierte Langzeitleistungsbeziehende erfolgreich in 
den allgemeinen Arbeitsmarkt integriert werden konnten, beträgt der Anteil der Gruppe der 
Langzeitleistungsbeziehenden an allen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten ca. 61 Prozent 
(Juli 2016). Das Jobcenter wird deshalb im Jahr 2017 seine Aktivitäten, die der verfestigten 
Sockelarbeitslosigkeit entgegen wirken, fortführen. Als dafür besonders geeignetes Förderin-
strument werden Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung nach § 16 SGB II 
in Verbindung mit § 45 SGB III eingesetzt. Durch die – je nach Bedarf und Maßnahme – ge-
wählte Kombination von Aktivierung, Qualifizierung und sozialpädagogischer Betreuung ist eine 
Qualitätssteigerung im Sinne einer ganzheitlichen Förderung eingetreten und eine weitere Ver-
besserung der Integrationschancen zu erwarten. Beispielhaft sei die Maßnahme „Produktiv in 
Arbeit“ (PiA) genannt, welche eine individuell bedarfsorientierte sozialpädagogische Betreuung 
mit der praktischen Erprobung der Interessen und Fähigkeiten in verschiedensten betrieblichen 
Arbeitsbereichen verzahnt. Bei festgestellten Qualifizierungsbedarfen werden diese beim Trä-
ger oder durch externe Fortbildungsanbieter gedeckt und in den jeweiligen Arbeitsbereichen 
angewendet und vertieft. 
 
Da in verfestigten komplexen Fallkonstellationen mit einem aufsuchenden systemischen Bera-
tungsansatz spürbare Erfolge erzielt werden konnten, wird dieses Angebot verstärkt fortgeführt. 
Die zunächst als Pilotprojekt vom Jobcenter beschaffte Maßnahme „Blickwechsel“ verfolgt die-
sen Ansatz. Hier wird bereits dem Aufbau des Beratungskontaktes besondere Bedeutung zu-
gemessen. Sofern notwendig, wird auch durch aufsuchende Arbeit ein konstruktiver und ver-
lässlicher Kontakt hergestellt Anschließend werden die Ressourcen, Fragestellungen und Opti-
onen geklärt. Mittels individueller, intensiver Beratung und Unterstützung werden Vernetzungs- 
und Kooperationsbezüge, z. B. zu anderen Fachberatungsstellen, geschaffen. Die Unterstüt-
zung bei der Berufswegeplanung und Heranführung an weiterführende Angebote runden das 
Profil der Maßnahme ab. 
 
Die erfolgreiche Integration von arbeitsmarktnahen Leistungsberechtigten in den allgemeinen 
Arbeitsmarkt ist nicht in jedem Fall gleichzusetzen mit der Beendigung des Leistungsbezugs. 
Der Anteil der so genannten Erwerbsaufstockenden an allen erwerbsfähigen Leistungsberech-
tigten in Stuttgart beträgt ca. 29 Prozent (Juli 2016). 4.022 der 8.563 erwerbsaufstockenden 
Personen beziehen dabei ein Einkommen von bis zu 450 Euro im Monat. Die Zielgruppe der 
Erwerbsaufstockenden wird deshalb im Jahr 2017 weiter intensiv gefördert. Die vorhandene 
„Step up“-Maßnahme wird modifiziert weitergeführt. Eine weitere Maßnahme, die sich speziell 
an erwerbsaufstockende Frauen richtet, ist eingerichtet. 
 
Die Aktivierungsmaßnahme „PiA – Produktiv in Arbeit“ nach § 16 SGB II in Verbindung mit 
§ 45 SGB III mit den Schwerpunkten Beschäftigung, Qualifizierung und sozialpädagogische 
Begleitung, wird mit 195 Maßnahmeplätzen mit produktionsorientierten Arbeiten fortgesetzt. 



Seite 7 

 
Wie 2016 soll der Beschäftigungsumfang oder das Arbeitsentgelt von Erwerbsaufstockenden 
weiter erhöht werden.  
 
Für Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung werden im Jahr 2017 9.244.693 
EUR und damit 39,76 Prozent des Eingliederungsbudgets aufgewendet. 
 

1.2.2.2 Maßnahmen zur öffentlich geförderten Beschäftigung 

Einem größeren Teil der arbeitsmarktfernen Leistungsbeziehenden kann aufgrund persönlicher 
schwerwiegender Einschränkungen nicht unmittelbar eine Perspektive auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt eröffnet werden. Im Vordergrund steht zunächst die Stabilisierung, das heißt der 
Erhalt oder die (Wieder-) Erlangung der Beschäftigungsfähigkeit.  
 
Die öffentlich geförderte Beschäftigung bleibt deshalb auch im Jahr 2017 mit bis zu 595 Ar-
beitsgelegenheiten in der Mehraufwandsvariante, 103 Förderungen über den Beschäftigungs-
zuschuss und 30 Förderungen von Arbeitsverhältnissen ein besonders gewichtiger Posten im 
Eingliederungstitel des Jobcenters. 
 
Für erwerbsfähige Leistungsberechtigte mit sozialen Schwierigkeiten in besonderen Lebensla-
gen wird geförderte Beschäftigung mit einem niedrigschwelligen Zugang und angepassten An-
forderungen fortgeführt und gegebenenfalls modifiziert.  
Für Leistungsberechtigte mit einer Suchterkrankung wurden 92 spezifische Arbeitsgelegenhei-
ten eingerichtet.  
 

1.2.3 Erhöhung der Bildungsbeteiligung 

Abschlussorientierte Qualifizierungen, Fort- und Weiterbildungen sowie Ausbildungen erhöhen 
die Wahrscheinlichkeit dauerhaft im Arbeitsmarkt zu verbleiben. Die "Erhöhung der Bildungsbe-
teiligung" der Leistungsberechtigten bleibt deshalb ein wesentlicher Beitrag zur Steigerung der 
Integrationschancen.  
Das Jobcenter konzentriert sich deshalb auf die  

 Identifizierung von Qualifizierungspotenzialen und Kompetenzfeststellungen 

 berufliche Orientierung 

 Vermittlung in (Teilzeit-) Ausbildung und Ausbildungsbegleitung, auch bei über 25-
Jährigen 

 abschlussorientierte Qualifizierungen 

 Fort- und Weiterbildungen 

 Vermittlung berufsbezogener Sprachkenntnisse für Personen mit Migrationshintergrund. 
 
Für die Förderung der beruflichen Weiterbildung (FbW) sind im Jahr 2017 3.072.494 EUR, 
13,21 Prozent, des Eingliederungsbudgets vorgesehen.  
 

1.2.4 Verbesserung der Gleichstellung der Geschlechter auf dem Arbeitsmarkt / 
Aktivierung des Beschäftigungspotentials von Alleinerziehenden und 
Erziehenden 

Bei Aufgaben und Zielen der Grundsicherung für Arbeitsuchende ist die Gleichstellung von 
Frauen und Männern als durchgängiges Prinzip zu verfolgen. Die Leistungen sind insbesondere 
darauf auszurichten, geschlechtsspezifischen Nachteilen entgegenzuwirken. Familienspezifi-
sche Lebensverhältnisse von Leistungsberechtigten, die Kinder erziehen, sind zu berücksichti-
gen.  
Das Jobcenter verfolgt diese Ziele mit einer abgestimmten und in der Geschäftsplanung veran-
kerten Gender-Strategie mit den folgenden wesentlichen Schwerpunkten:  

 Integrationsansätze, die die gleiche wirtschaftliche Unabhängigkeit von Frauen und 
Männern anstreben 
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 Vorrang für nachhaltige existenzsichernde Beschäftigung 

 Verankerung der Gleichstellung von Frauen und Männern im Qualitätsmanagement 

 Anwendung der Handreichung/Arbeitshilfe für das Jobcenter „Gleichstellung von Frauen 
und Männern als durchgängiges Prinzip verfolgen“ 

 Entwicklung von Gender-Kompetenz 

 Beachtung von Gleichstellungsaspekten bei der Angebots- und Maßnahmenentwicklung 
und Umsetzung mit einem gendersensiblen Monitoring. Angestrebt wird ein ge-
schlechtsspezifisches Controlling auf allen Ebenen/in allen Bereichen 

 Netzwerkarbeit zur Verbesserung der Rahmenbedingungen.  
 
Mit der Aktivierung des Beschäftigungspotentials von Alleinerziehenden und Erziehenden in 
Bedarfsgemeinschaften (BG) soll der Fachkräftenachfrage gezielt entsprochen werden. 
 
Im Kontext des Zieles der Geschlechtergleichstellung und der Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie bedürfen vor allem Alleinerziehende, aber auch Frauen, die in einem Paarhaushalt die 
Erziehungsverantwortung übernehmen, einer an ihrer Lebenssituation ausgerichteten Förde-
rung. Dieser Personenkreis wird deshalb auch im Jahr 2017 bei den Eingliederungsplanungen 
besonders gefördert. Angeboten werden die Maßnahmen  

 neu: Modellangebot „Modellprojekt Integration Alleinerziehende“ (MIA)  

 neu: Modellangebot „Frauen in prekären Beschäftigungsverhältnissen“ (Precasus) 

 „AKIB – Anlaufstelle Kind & Beruf“, für (Allein-) erziehende Frauen und Männer 

 „Berufliche Beratung und Information für Mütter mit Kindern unter drei Jahren“ 

 „Back to Job!“, zur berufl. Aktivierung / (Wieder-) Eingliederung in den Beruf 

 "Beruflicher Neustart" - Vorbereitungskurs für eine betriebliche Teilzeitumschulung 

 „NQ – Nachqualifizierung zur Verkäuferin“ 

 „Plan P“ 
 

Weitere frauenspezifische Maßnahmen bspw. für psychisch auffällige Frauen oder frauenspezi-
fische AGH unterstützen vorrangig Frauen in besonders schwierigen Lebenssituationen mit 
erheblich eingeschränkten beruflichen Perspektiven. 
 
Zwei ESF-Projekte für Alleinerziehende zur Vorbereitung auf eine Teilzeitausbildung bieten vor 
allem Frauen ohne Berufsausbildung eine realistische Chance, einen qualifizierten Berufsab-
schluss zu erreichen.  
 
Ein spezifisches Angebot für weibliche Flüchtlinge, in Kooperation mit der Agentur für Arbeit, 
wird ab 2017 angeboten.  
 
Das spezifische Angebot „Flüchtlingsfrauen, Integration und Entwicklung fördern (FINE)“, für 
weibliche Flüchtlinge wird in Kooperation mit der Agentur für Arbeit seit Ende 2016 angeboten 
und 2017 fortgeführt.  
 
Beschäftigungspotentiale für Alleinerziehende durch verlässliche Kinderbetreuung 
 
Das Arbeitgeberteam des Jobcenters macht verstärkt die Erfahrung, dass es für Erziehende 
regelmäßig Arbeitgeber mit konkretem Einstellungsinteresse akquirieren kann, die Anstellung 
letztlich aber daran scheitert, dass die Kinderbetreuung nicht oder nicht erweitert sichergestellt 
werden kann. 
 
Gerade Branchen, die aktuell Beschäftigungspotentiale aufweisen, wie etwa die Dienstleis-
tungsbranche, stellen zugleich verstärkte Anforderungen an die Flexibilität und Mobilität der 
Bewerberinnen. So haben sich beispielsweise im Einzelhandel die Öffnungs- und damit die 
Arbeitszeiten stark verändert. Im Pflegebereich ist die Kinderbetreuung mit Schicht- und Wo-
chenenddiensten in Einklang zu bringen.  
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Soll das Beschäftigungspotential der Alleinerziehenden und Erziehenden im SGB II verstärkt 
gefördert werden, dürfen künftig fehlende Kinderbetreuungszeiten in Stuttgart kein Hinderungs-
grund für eine Arbeitsaufnahme darstellen.  
  
Impulse dazu, wie der notwendige Ausbau, vor allem in Randzeiten, gestaltet werden kann, 
werden auch durch die Beteiligung am Bundesprogramm „KitaPlus“ 2017 erwartet. Zwei Stutt-
garter Träger, ZORA und das Kinderhaus Regenbogen, haben mit ihren Projektvorschlägen 
den Zuschlag erhalten. Die Umsetzung wird von einer Planungsgruppe begleitet, in der das 
Jobcenter durch die Beauftragte für Chancengleichheit am Arbeitsmarkt vertreten wird. Sie 
bringt die besonderen Belange der SGB II-Kundinnen in die Planungsgruppe ein.  
 
 
Im Rahmen einer umfassenden Genderstrategie wird verstärkt darauf geachtet, dass Frauen 
mindestens entsprechend ihres Anteils an den Arbeitslosen an Maßnahmen teilnehmen. Intern 
wird die Genderstrategie durch Schulungen, insbesondere für neue Kolleginnen und Kollegen 
unterstützt. Ziel ist es, geschlechterspezifische Aspekte im gesamten Prozessverlauf, also von 
Beginn der Beratung im Jobcenter über die Maßnahmenausgestaltung und -teilnahme bis zur 
Stabilisierung der Beschäftigung, zu verankern. 
 
Für die geschlechtsspezifische berufliche Maßnahmeförderung ist ein Budget von 
1.572.323 EUR vorgesehen. 

 

1.2.5 Verbesserung der Inklusion von Menschen mit Behinderung 

Die zentrale Idee der UN-Behindertenrechtskonvention ist die Inklusion. Ziel ist es, die Voraus-
setzungen dafür zu schaffen, dass Menschen mit und ohne Behinderung von Anfang an ge-
meinsam in allen Lebensbereichen, auch und gerade in der Arbeitswelt, selbst bestimmt leben 
und zusammenleben können. 
 
Inklusion ist ein permanenter Prozess, der von allen Akteurinnen und Akteuren der Gesellschaft 
aktiv gestaltet werden sollte. Das Jobcenter Stuttgart versteht sich als Teil dieses Gestaltungs-
prozesses. Als bedeutender Akteur auf dem Stuttgarter Arbeitsmarkt sollen dafür Vorausset-
zungen und Bedingungen geschaffen werden, 
 

 die Partizipation von Menschen mit Behinderung am Arbeitsmarkt spürbar zu verbes-
sern, 

 neue Chancen für Arbeitsuchende mit Behinderung zu erschließen und für die vielfälti-
gen Potentiale dieser Personengruppe zu werben, 

 und praktikable Wege für behinderte Menschen als Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer und Unternehmen als Arbeitgeber aufzuzeigen und umzusetzen. 

 
Das Projekt „Barrierefrei in Erwerbstätigkeit in Stuttgart“ wird der Hebel für dieses Unterfangen 
sein. Das Projekt ist eine der bedeutendsten Maßnahmen des Jobcenters Stuttgart zur Umset-
zung der Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen. 
 
Im Rahmen von vier Handlungsfeldern werden dabei folgende Zielgruppen zusätzlich gefördert: 
 

 Arbeitslose, arbeitsuchende und erwerbstätige Menschen mit Behinderung, die vom 
Jobcenter oder der Agentur für Arbeit Stuttgart Leistungen erhalten 

 Betriebe, die Ausbildungs- und Arbeitsplätze für Menschen mit Behinderung auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt schaffen 

 Dienststellen, Maßnahmeträger und andere Erbringer von Dienstleistungen für Men-
schen mit Behinderung, die ihre Arbeit zur Umsetzung einer gemeinsamen Strategie 
koordinieren 

 Fachkräfte der öffentlichen Arbeitsverwaltung und anderer Akteurinnen und Akteure, die 
ihre Inklusions-Kompetenz ausbauen. 
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Das breite Spektrum der Regel- und Ermessensleistungen des Jobcenters bleibt von dieser 
zusätzlichen Förderung unberührt. Die jeweils den Arbeitsuchenden zustehenden Leistungen 
werden ggf. durch Leistungen aus dem Projekt „Barrierefrei in Erwerbstätigkeit in Stuttgart“ er-
gänzt. Beispielsweise unterstützt die IHK Region Stuttgart das Vorhaben durch die gezielte An-
sprache von Arbeitgebern, um mehr Ausbildungs- und Arbeitsplätze für Menschen mit Behinde-
rung zu schaffen. Auch unterscheiden sich die speziellen Projektförderleistungen maßgeblich 
von den Regelinstrumenten. So können mithilfe des Projekts Menschen mit Behinderung, die in 
Arbeit vermittelt wurden, während ihrer Beschäftigungszeit begleitet und stabilisiert werden. 
Beschäftigte wie Arbeitgeber haben so kompetente Ansprechpartnerinnen und Ansprechpart-
ner. 
 
Der stabile Arbeitsmarkt soll auch in 2017 zur "Verbesserung der Inklusion von Menschen mit 
Behinderung" genutzt werden. Dieses Ziel wird vor allem mit Aktivitäten des Projekts 
"Barrierefrei in Erwerbstätigkeit in Stuttgart" erreicht, welches mit zusätzlichen Mitteln aus dem 
Ausgleichsfonds für überregionale Vorhaben zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen am 
Arbeitsleben gefördert wird. 
 

1.2.6 Bewältigung der Herausforderungen von Flucht und Asyl 

Mit diesem Handlungsfeld reagiert das Jobcenter Stuttgart auf die Anforderungen, die sich aus 
dem zu erwarteten Zugang von Flüchtlingen und Asylberechtigten in den Rechtskreis SGB II 
ergeben.  
 
Anerkannte Flüchtlinge, Geduldete (deren Abschiebung seit mindestens 18 Monaten ausge-
setzt ist), Asylberechtigte und Kontingentflüchtlinge des Bundes stehen alle Leistungen zur Si-
cherung des Lebensunterhalts und der Unterkunft sowie zur Eingliederung in Arbeit zu. Mit den 
Leistungen zur Eingliederung in Arbeit wird auch auf das Jobcenter Stuttgart eine zentrale Auf-
gabe bei der Bewältigung der gesamtgesellschaftlichen Integration zukommen. 
 
In der Planung sind zahlreiche Gesetzesänderungen neu zu beachten: Wohnsitzauflage, er-
leichterter Zugang zu Sprach- und Integrationskursen sowie zum Arbeitsmarkt. 

 

1.2.6.1 Handlungsbedarfe 

Derzeit rechnet das Jobcenter bis Ende des Jahres 2017 mit rund 5.600 erwerbsfähigen leis-
tungsberechtigten Flüchtlingen (Prognose 2016: 4003 Flüchtlinge) und damit rund 1.600 zu-
sätzlichen Flüchtlingen gegenüber den Planungen für 2016. (Weitere 1.091 erwerbsfähige Leis-
tungsberechtigte werden trotz ihres Fluchhintergrundes nicht bei dieser Prognose berücksich-
tigt, da sie bereits vor dem 1. Januar 2015 Leistungen vom Jobcenter Stuttgart bezogen haben 
und daher zum „Altbestand“ gezählt werden. Diese Gruppe wird in den bereits bestehenden 
Strukturen weiter betreut). Diese Prognose ist aufgrund der unsichereren Zuwanderungszahlen 
und der daraus resultierenden Übergänge in das SGB II noch unsicher. Daher bleibt es weiter-
hin erforderlich, die Ausstattung des Jobcenters flexibel an den Bedarf anzupassen. Mit der 
Gründung der neuen Abteilung Migration und Teilhabe (MuT) hat das Jobcenter organisatorisch 
auf die neuen Herausforderungen reagiert. Insbesondere die Zusammenarbeit mit den unter-
schiedlichsten Institutionen und Anbietern von Unterstützungsleistungen erfordern ein besonde-
res Wissen zu den zielgruppenspezifischen Netzwerken. Es soll insbesondere die Chance ge-
nutzt werden, bürgerschaftliches Engagement zielgerichtet und koordiniert einzubinden. Diese 
Organisationsform trägt auch dem Anliegen unterschiedlichster Unternehmensvertreter Rech-
nung, die übersichtliche Strukturen mit zentralen und kompetenten Ansprechpartnerinnen und 
Ansprechpartnern für den Austausch- und Vermittlungsprozess wünschen. 
 
Zunächst waren im Geschäftsplan 2016 für diese Aufgabe 66,07 unbefristete Ermächtigungen 
vorgesehen, die entsprechend dem tatsächlichen Bedarf genutzt werden können, der sich aus 
den gesetzlichen Stellenschlüsseln ergibt. Die aktuelle Entwicklung im Jahr 2017 erfordert die 
Zuordnung weiterer 10,10 Stellen für die Abteilung MuT. 
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Der Medizinisch Psychologische Dienst des Jobcenters (MPD) geht davon aus, dass im Jahr 
2017 vermehrt Zuweisungen eingehen werden, die Asylberechtigte, Kontingentflüchtlinge sowie 
geduldete Flüchtlinge betreffen. Es ist anzunehmen, dass Leistungsberechtigte mit schwerwie-
genden psychischen/gesundheitlichen Problemen (wie z. B. Folgen der Traumatisierung, Infek-
tionskrankheiten etc.), die bislang nicht in ärztlicher oder psychologischer Behandlung waren, in 
hoher Anzahl auf die persönlichen Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner der noch einzu-
richtenden Fachstelle für Flüchtlinge zukommen. Hier werden sich zahlenmäßige und inhaltli-
che Anforderungen ergeben, für die noch Handlungspläne/Strategien zu entwerfen sind.  
 

1.2.6.2 Eckpunkte der Integrationsarbeit 

Die künftige Arbeit des Jobcenters kann auf folgende Aktivitäten aufbauen: 
 

 Der Amtsleiter koordiniert die Arbeitsgruppe „Arbeit und Ausbildung“ in der städtischen 
Task Force Integration 

 Spezialisierung im Jobcenter in der neuen Abteilung „Migration und Teilhabe (MuT)“ 

 Das bisherige Übergangsmanagement bei Rechtskreiswechselnden wird 
weiterentwickelt  

 Bei der Anerkennung von im Ausland erworbenen Schul- und Berufsabschlüssen kann 
das Jobcenter Stuttgart auf die fachliche Unterstützung durch das im Amt angesiedelte 
IQ-Netzwerk zurückgreifen  

 Zusätzliche Projekte wie das Netzwerk ABC (s. Anlage 1.2 Punkt N, S. 16ff) wurden 
konzeptionell auf die Zielgruppe ausgerichtet. Hierbei wird die erfolgte Zertifizierung und 
Trägerzulassung des Jobcenters Stuttgart die Flexibilität der Steuerung von 
Eingliederungsleistungen erhöhen 

 Seit dem 01.07.2015 ist das Jobcenter Stuttgart bei dem Xenos-Nachfolgeprojekt „NIFA- 
Netzwerk zur Integration von Flüchtlingen in Arbeit“ im Rahmen der „Integrationsrichtli-
nie Bund“ im Handlungsschwerpunkt „Integration von Asylbewerberinnen, Asylbewer-
bern und Flüchtlingen“ (IvAF) aktiv beteiligt. Die mehrjährigen Erfahrungen im Jobcenter 
Stuttgart aus diesem und dem Vorgänger Projekt Netzwerk Bleiberecht werden heran-
gezogen. 

 
Auf diesen Grundlagen wird die neue Abteilung weiter aufgebaut und konzeptionell an die Be-
darfe des Arbeitsmarkts und der geflüchteten Menschen angepasst.  
 
Dabei ergeben sich durch den Zuschnitt des Referates Soziales und gesellschaftliche Integrati-
on erweiterte Chancen und Potenziale. Die Angebote und Prozesse der Bereiche Sprachförde-
rung, Arbeitsförderung, Asylbewerberleistungsrecht und SGB II werden aus einer Hand abge-
stimmt und die Abläufe im Sinne durchgehender, zielgerichteter und bedarfsgerechter Integrati-
onswege festgelegt. Mit einbezogen sind die Angebote zur Gesundheitsprävention und  
-versorgung, das Bürgerschaftliche Engagement (für und von Flüchtlingen) und die sozialräum-
lichen Programme zur gesellschaftlichen und sozialen Integration. 

 

1.2.6.3 Aktivitäten im Rahmen der Eigenvornahme von Maßnahmen 

Mit der Trägerzulassung nach § 178 SGB III kann das Jobcenter eigenes Personal aus dem 
EGT finanzieren (Eigenvornahme). Damit können flexibel und in kurzer Zeit Maßnahmen einge-
richtet werden, die die Integrationsstrategie der persönlichen Ansprechpartnerinnen und An-
sprechpartner, z. B. im Rahmen von Einzelcoachings der Leistungsberechtigten, in enger Ab-
stimmung flankierend begleiten. Damit wird den unterschiedlichen Bedarfen und Bildungs- und 
Ausbildungsniveaus entsprochen. Vor diesem Hintergrund wurde das „Netzwerk Aktivierung, 
Beratung und Chancen (Netzwerk ABC)“ konzipiert und als neues Sachgebiet der Abteilung 
Migration und Teilhabe zugeordnet.  
 
Das „Netzwerk ABC“ wird sich im Schwerpunkt mit der Integration von geflüchteten Menschen 
in Ausbildung oder Arbeit befassen. Dabei werden externe Angebote nicht ersetzt, sondern die 
Zusteuerung dahin optimiert. Dabei übernimmt das Netzwerk unter anderem eine Clearingfunk-
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tion und unterstützt unter anderem die passgenaue Zusteuerung in die geplanten noch zu be-
schaffenden modular ausgestalteten Vergabemaßnahmen für Flüchtlinge. 
 
Das Jobcenter wird bei der Ausgestaltung und Umsetzung der Angebote und Maßnahmen die 
Anschlussfähigkeit an die lokale Unterstützungsstruktur berücksichtigen und diese für Leis-
tungsberechtigte mit den Instrumenten des SGB II ergänzen.  
 
Im Rahmen des „Netzwerk ABC“ werden auch die Weiterführung von „AmigA“, einer gesund-
heitsfördernden Maßnahme, die bisher zu 50 Prozent über das Bundesprojekt "Perspektive 
50plus" finanziert wurde und eine Maßnahme für schwerbehinderte Kundinnen und Kunden im 
Rahmen des Inklusionsprojekts und zur Unterstützung der Identifizierung und Begleitung von 
Rehabilitanden umgesetzt. 
 
Durch die ausschließliche Bundesfinanzierung aus dem Eingliederungstitel entfällt die kommu-
nale Beteiligung an den Personal- und Sachkosten. 

 

1.3 Arbeitsmarktprogramm 2017 

Das Arbeitsmarktprogramm 2017 umfasst alle Eingliederungsleistungen mit den jeweiligen fi-
nanziellen Budgets. Es wurde unter Berücksichtigung der Jobcenterstrategie, der Schwerpunkt-
ziele und der Ressourcen konzipiert.  
 
 
Die folgende Tabelle stellt die Budgets, gegliedert nach einzelnen Eingliederungsleistungsty-
pen, dar. Eine differenzierte Darstellung zu den einzelnen Maßnahmen erfolgt im Geschäftsplan 
(Anlage 1, Punkt 1.2). 
 

 
 

1.4 Zustimmung zur Beschaffung und Vergabe neuer Maßnahmen 

Zwei Drittel der Eingliederungsmaßnahmen des Jobcenters werden im Rahmen der Vergabe 
beschafft. Das übrige Drittel wird über Maßnahmen zur Eingliederung, die als Einzelfallhilfen 
ausgestaltet sind, verausgabt. 
 
Die Zuständigkeitsordnung der LHS Stuttgart sieht vor, dass die Entscheidung über Art und 
Umfang der Beschaffung bei den nachfolgend genannten voraussichtlichen Auftragswerten und 
die Vergabe von Lieferungen und Leistungen bei den nachfolgend genannten Vergabesummen 

Eingliederungsleistung Planung 2016 Planung 2017 EGT 2017

 A.  § 16 SGB II i.V.m. § 44 SGB III - Förderung aus dem Vermittlungsbudget (VB) 428.546,00 €    542.982,34 €       2,34%

 B. § 16 SGB II i.V.m. § 45 SGB III - Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen 

Eingliederung (MAT) 
 7.600.270,35 €      9.244.693,33 € 39,76%

 C. § 16 SGB II i.V.m. § 45 SGB III - Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen 

Eingliederung - Aktivierungs- und Vermittlungsgutscheine (AVGS) 
    677.665,00 €      1.864.585,34 € 8,02%

 D. § 16 SGB II i.V.m. § 54a SGB III - Einstiegsqualifizierung (EQ)       53.267,00 €           83.320,95 € 0,36%

 E. § 16 SGB II i.V.m. §§ 75 ff. SGB III - Ausbildungsbegleitende Hilfen / 

Außerbetriebliche Berufsausbildung (abH / BaE) 
 1.495.787,34 €      1.338.301,12 € 5,76%

 F. § 16 SGB II i.V.m. §§ 81 ff. SGB III - Berufliche Weiterbildung (FbW)  2.700.000,00 €      3.072.494,15 € 13,21%

 G. § 16 SGB II i.V.m. §§ 88 ff. SGB III - Eingliederungszuschüsse (EGZ)  1.105.310,00 €      1.586.146,39 € 6,82%

 H. § 16 SGB II i.V.m. §§ 112 ff. SGB III - Teilhabe behinderter Menschen am 

Arbeitsleben (LTA) 
    425.888,00 €         583.667,71 € 2,51%

 I. § 16 SGB II i.V.m. §§ 130 SGB III - Assistierte Ausbildung (AsA)     339.384,34 €         146.740,53 € 0,63%

 J. § 16b SGB II - Einstiegsgeld (ESG)     200.000,00 €         212.016,90 € 0,91%

 K. § 16c SGB II - Leistungen zur Eingliederung von Selbständigen     368.576,24 €         406.441,45 € 1,75%

 L. § 16d SGB II - Arbeitsgelegenheiten  1.961.761,00 €      2.608.388,31 € 11,22%

 M. § 16e SGB II - Förderung von Arbeitsverhältnissen (FAV)     581.904,00 €         498.067,59 € 2,14%

 N. § 16f SGB II - Freie Förderung (FF)     101.702,86 €         143.394,84 € 0,62%

 O. § 16h SGB II - Förderung schwer zu erreichender junger Menschen                  -   €         100.000,00 € 0,43%

 P. Netzwerk ABC (Aktivierung, Beratung, Chancen)  1.993.863,15 €         806.779,50 € 3,47%

 Q. Reisekosten       15.115,00 €           15.575,56 € 0,07%

Summe 20.049.040 23.253.596 €       100%
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 bis zu 190.000 EUR vom Jobcenter 

 bis zu 290.000 EUR vom Referat Soziales und gesellschaftliche Integration 

 über 290.000 EUR vom zuständigen Gemeinderatsausschuss  
 

getroffen wird. 
 
Da die Auftragsvolumina der vom Jobcenter Stuttgart zu beschaffenden Maßnahmen bis auf 
wenige Einzelfälle regelmäßig den Auftragswert von 290.000 EUR überschreitet, können Neu-
beschaffungen wegen der zu beachtenden vergaberechtlichen Fristen, Einbringungsfristen und 
Termine des zuständigen Gemeinderatsausschusses nur mit einem großen zeitlichen Vorlauf 
erfolgen. 
 
Eine Maßnahme mit einem Auftragswert von mehr als 290.000 EUR, die z. B. nach Zustim-
mung des Gemeinderates am 21.01.2017 ausgeschrieben wird, kann frühestens am 
15.05.2017 in den zuständigen Gemeinderatsausschuss eingebracht, am 26.05.2017 
bezuschlagt werden und am 26.06.2017 beginnen.  
Eine volle Haushaltswirksamkeit der Maßnahme liegt somit erst ab August 2017 vor.  
 
Sollte der Gemeinderat bereits mit dem Geschäftsplan 2017 der Vergabeentscheidung von Lie-
ferungen und Leistungen durch das Jobcenter zustimmen, könnte eine Maßnahme mit einem 
Auftragswert von mehr als 290.000 EUR, die nach Zustimmung des Gemeinderates am 
21.01.2017 ausgeschrieben wird, bereits am 20.04.2017 bezuschlagt werden und am 
22.05.2017 beginnen.  
Eine volle Haushaltswirksamkeit läge somit bereits ab Juli 2017 vor.  
 
Es ist deshalb erforderlich, dass der Gemeinderat mit der Zustimmung zum Geschäftsplan auch 
über die Art und den Umfang der unten stehenden und im Geschäftsplan ausdifferenzierten (s. 
Anlage 1, Seite 36ff) Beschaffungen („Maßnahmen“) im Rahmen der bezeichneten voraussicht-
lichen Aufwände („Kostenschätzung gesamt inkl. Optionen und Aufstockung“) sowie der Ent-
scheidung des Jobcenters über die Vergabe dieser Leistungen bis zu einer Vergabesumme, 
welche um bis zu 20 Prozent über dem bezeichneten voraussichtlichen Aufwand liegt, zu-
stimmt. 
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1.5 Verwaltungskosten 

Im Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 2017 sind für die Verwaltungskosten der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende (ohne Zusatzmittel für flüchtlingsbedingte Mehrbedarfe) Haus-
haltsmittel von 4,036 Mrd. EUR veranschlagt (Vorjahr: 4,041 Mrd. EUR). Nach einem Abzug 
von insgesamt 29,4 Mio. EUR für zentrale Einbehalte verbleiben rund 4,007 Mrd. EUR, die in 
Abhängigkeit von der Anzahl der von den Jobcentern zu betreuenden Bedarfsgemeinschaften 
verteilt werden. Das Jobcenter Stuttgart erhält hiervon einen Anteil von 0,6592 Prozent (Vor-
jahr: 0,6444 Prozent), somit voraussichtlich 26.414.915 EUR.  
Gemäß Entwurf des Bundeshaushalts dürfen, wie in den Vorjahren, Ausgabereste in Höhe von 
bis zu 350 Mio. EUR (für Eingliederungsleistungen und Verwaltungskosten) in Anspruch ge-
nommen werden. Das BMAS sieht vor, zusätzliche Mittel aus Ausgaberesten in Höhe von 
300 Mio. EUR für die Verwaltungskosten (Vorjahr: 330 Mio. EUR) mit der Zuweisung der regu-
lär veranschlagten Budgets auf die Jobcenter zu verteilen, so dass dem Jobcenter Stuttgart 
weitere 1.977.600 EUR zur Verfügung stehen. 
Für die flüchtlingsbedingten Mehraufwendungen im SGB II beabsichtigt der Bund nach bisheri-
gen Informationen weitere 450 Mio. EUR für die Verwaltungskosten zur Verfügung zu stellen 
(Vorjahr: 325 Mio. EUR), die nach einem gesonderten Maßstab verteilt werden. Mit einer ersten 
Tranche werden 90 Prozent der Mittel zum Jahresanfang zugewiesen, die Zuweisung der zwei-
ten Tranche erfolgt im zweiten Quartal 2017. Geht man davon aus, dass die Verteilung der 
zweiten Tranche nach dem gleichen prozentualen Anteil erfolgt wie bei der ersten Tranche 
(0,7139 Prozent), hätte das Jobcenter Stuttgart 3.212.550 EUR zu erwarten. Insgesamt würde 
sich das Budget damit auf 31.605.065 EUR belaufen (1.146.011 EUR mehr als im Vorjahr). 
Von diesem Betrag ist vorläufig auszugehen. Für die Feststellung des endgültigen Betrages ist 
das Ergebnis des parlamentarischen Verfahrens zum Bundeshaushalt 2017 sowie der Erlass 
der Eingliederungsmittel-Verordnung 2017, Ende 2016, abzuwarten. 
 
Die abrechenbaren Verwaltungskosten gemäß Kommunalträger-
Abrechnungsverwaltungsvorschrift (KoA-VV) werden sich voraussichtlich auf insgesamt 
38.552.824 EUR belaufen. Der Anteil des Bundes beträgt 84,8 Prozent, also 32.692.795 EUR. 

Laufende 

Nummer im 

Geschäftsplan

Rechts-

grundlage
Maßnahmebezeichnung

Laufzeit 1. 

Vertragszeitraum
Laufzeit inkl. Optionen

maximale 

Quantität über 

die 

Vertragslaufzeit 

bei 100 %

Rahmenverei

nbarung bzw. 

Aufstockung

 maximale Quantität über 

die Vertragslaufzeit mit 

Rahmenvereinbarung/ 

Aufstockung 

 Kostenschätzung 

2017 ohne 

Aufstockung 

Kostenschätzung 

gesamt inkl. 

Optionen und 

Aufstockung

 § 45 SGB III 

 A. Maßnahmen zur Aktivierung 

und

 beruflichen Eingliederung 

V.1 Netzwerk ABC (Aktivierung, 

Beratung, Chancen) - in 

Eigenvornahme (konkreter 

Beginntermin steht wegen 

Raumsituation noch aus)

ab 01.01.2017-31.12.2017 ab 01.01.2017-31.12.2019 entfällt entfällt  entfällt  806.779,50 €  3.255.084,71 € 

V.2 ESF-Kofinanzierung „GIGA – 

Ganzheitliche 

Integrationsberatung mit 

gesundheitsfördernder 

Ausrichtung“ bei METIS

01.01.2017-31.12.2017 01.01.2017-31.12.2017 60 60% - 100 %  60    28.416,67 €  31.000,00 € 

V.3 BaE-Check 20.03.2017-31.10.2017 20.03.2017-31.10.2017 20 60% - 120 %  24    105.988,92 €  127.186,70 € 

V.4 Ex-Perspektiven für junge 

Flüchtlinge (PerjuF) - über das 

REZ (Entscheidung über 

Folgeausschreibung steht noch 

aus)

18.04.2017-17.04.2018 18.04.2017-17.04.2023 20 60% - 120 %  24    129.744,00 €  1.744.249,87 € 

V.5 Men@work 18.04.2017-13.10.2017 18.04.2017-06.04.2023 15 60% - 120 %  18   100.204,70 € 1.213.638,44 €

V.6 Ex-ProbeArbeit 08.05.2017-08.04.2018 08.05.2017-30.04.2023 105 60% - 120 %  126   106.961,10 € 1.492.415,95 €

V.7 Ex-Perspektiven für weibliche 

Flüchtlinge (PerF-W) - über das 

REZ (Entscheidung über 

Folgeausschreibung steht noch 

aus)

01.12.2017-30.05.2019 01.12.2017-30.11.2023 60 60% - 120 %  72    -   €  1.696.941,21 € 

V.8 ESF-Kofinanzierung „Spätstarter 

gesucht“ bei METIS 

(Entscheidung über 

Folgeausschreibung steht noch 

aus, da über die ESF-Mittel erst 

im Laufe des Jahres 2017 

entschieden wird)

01.01.2018-31.12.2018 01.01.2018-31.12.2019 100 60% - 100 %  100    -   €  59.850,00 € 

V.9 Ex-Plan P 01.01.2018-03.04.2018 01.01.2018-03.04.2023 17 100% - 120 %  20    -   €  295.067,38 € 

V.10 Forum Frauen 02.01.2018-17.06.2018 02.01.2018-14.04.2023 232 60% - 120 %  278    -   €  12.123.924,30 € 

V.11 Ex-Berufliche Beratung und 

Information für Frauen mit

Kindern unter 3 Jahren (BBI)

02.01.2018-03.04.2018 02.01.2018-03.04.2023 298 60% - 120 %  357    -   €  722.157,47 € 

V.12 Ex-MOVe!+Ex-Durchstarten! 15.01.2018-14.01.2019 15.01.2018-14.01.2024 102 60% - 120 %  122    -   €  15.847.620,20 € 

V.13 Ex-Anlaufstelle Kind & Beruf 

(AKIB)
18.06.2018-03.04.2019 18.06.2018-03.04.2024 90 60% - 120 %  108    -   €  3.664.404,32 € 

V.14 Ex-Precasus 18.06.2018-03.04.2019 18.06.2018-03.04.2024 50 60% - 120 %  60    -   €  2.618.094,20 € 

V.15 Ex-Modellprojekt Integration 

Alleinerziehende (MIA)
18.06.2018-03.04.2019 18.06.2018-03.04.2024 50 60% - 120 %  60    -   €  2.913.938,84 € 

V.16 Ex-Blickwechsel 10.09.2018-03.04.2019 10.09.2018-03.04.2024 120 60% - 120 %  144    -   €  8.207.739,60 € 

 § 16c SGB III 

 J. Leistungen zur 

Eingliederung von 

Selbständigen 

V.17 Ex-Coaching und 

Wirtschaftlichkeitsprüfung
06.07.2018-05.10.2019 06.07.2018-05.10.2023 3000 60% - 120 %  3.600    -   €  1.768.025,18 € 
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Da das Verwaltungsbudget des Bundes nicht ausreicht, den Bundesanteil zu decken, ist eine 
Umschichtung vom Eingliederungstitel in den Verwaltungshaushalt von 1.087.730 EUR erfor-
derlich (Plan 2016: 2.075.662 EUR). 
Der kommunale Finanzierungsanteil (KFA) von 15,2 Prozent beträgt 5.860.029 EUR. Weiterhin 
hat die LHS Stuttgart die nicht abrechenbaren Kosten von 3.519.361 EUR zu tragen. Insgesamt 
belaufen sich die Kosten der LHS Stuttgart somit auf 9.379.390 EUR (Plan 2016: 
8.658.800 EUR). 
  

1.6 Stellenplanrelevante Entscheidungen 

1.6.1 Bestandsentwicklung 

Für die Analyse der bisherigen und die Vorhersage der zukünftigen Entwicklungen der Kunden-
zahlen im Jobcenter Stuttgart wurde der Kundenbestand in zwei Bestandsgruppen unterteilt: 
 

1. Bestand der Leistungsberechtigten, die in Flüchtlings-Bedarfsgemeinschaften leben und 

frühestens seit dem 01.01.2015 Leistungen vom Jobcenter Stuttgart beziehen 

2. Restlicher „Altbestand“, inkl. der Leistungsberechtigten, die in Flüchtlings-

Bedarfsgemeinschaften leben, die vor 2015 zugegangen sind. 

Die getrennte Betrachtung der beiden Gruppen macht deren unterschiedliche Entwicklung bis 
Dezember 2017 deutlich: Der Altbestand sinkt leicht, während der Bestand im Bereich der 
Flüchtlinge für die Zugangsjahre 2015 und 2016 stark zunimmt.  
 
Zu 1. Ende September 2016 waren 1.620 Bedarfsgemeinschaften (BG) mit 2.154 ELB, davon 

801 ELB unter 25 Jahren im Jobcenter im Leistungsbezug. 
 

Im September 2016 haben in Stuttgart 6.022 Personen in 3.337 Haushalten Leistungen 
nach dem Asylbewerberleitungsgesetz (AsylbLG ) bezogen. Unter Berücksichtigung der 
Staatsangehörigkeit und der damit verbundenen Gesamtschutzquoten wird davon aus-
gegangen, dass von den 6.022 Personen rd. 50 Prozent (= 3.004 Personen) aufgrund 
hoher Bleibewahrscheinlichkeit in den Rechtskreis SGB II übergehen werden. Dies ent-
spricht 1.577 BG mit 2.047 ELB, davon 835 ELB unter 25 Jahren. 

 
Zusätzlich wird ein Familiennachzug von 500 ELB für die Gruppe der Flüchtlings-BG, die 
entweder bereits seit 2015 im Rechtskreis SGB II sind und die Anträge auf Familien-
nachzug, bevor die Neuregelung zum 17. März 2016 in Kraft getreten ist, gestellt  haben 
oder einen subsidiären Schutz erhalten haben, berücksichtigt. 

 
Für den Zeitraum Oktober 2016 bis Dezember 2017 wird für den Asylbereich ein monat-
licher Zugang nach Stuttgart von 150 Asylsuchenden mit einer Gesamtschutzquote von 
55 Prozent angenommen. Es werden zudem aus den aktuellen Verteilungen im Bestand 
der Flüchtlingsfälle im Jobcenter 1,8 Personen pro Familie und 72,5 Prozent ELB-Anteil 
von allen anerkannten Personen angenommen. Für den Zeitraum zwischen Oktober 
2016 und Dezember 2017 ergeben sich damit 2.250 Personen im AsylbLG, davon ge-
hen 1.238 anerkannte Flüchtlinge in den Rechtskreis SGB II über. 
 
Für das zweite Halbjahr 2017 ist nicht mehr mit einer längeren Bearbeitungsdauer der 
Asylanträge durch das BAMF zu rechnen, so dass die Asyl-Zugänge im Jahr 2017 ohne 
längere Verzögerung in den Rechtskreis SGB II übergehen werden. 
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Es ergeben sich insgesamt für das Jobcenter Stuttgart folgende Annahmen für die Be-
standsentwicklung im Bereich der Flüchtlinge, die frühestens seit dem 01.01.2015 Leis-
tungen vom Jobcenter Stuttgart beziehen: 

 

 * enthält den Familiennachzug von 500 ELB  
 
 
Zu 2.   Bei der Hochrechnung des Altbestandes wurde auf den Zahlen vom September 2016 

aufgesetzt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für den Zeitraum von Juli 2015 bis Juni 2016 konnte ein Rückgang von rund 300 BG 
und 450 ELB im Altbestand verzeichnet werden. Für eine Fortsetzung dieses Trends 
auch im Jahr 2017 sprechen die aktuellen Prognosen für die gesamtwirtschaftliche Ent-
wicklung. Allerdings verlängert sich aufgrund der überproportionalen Zunahme von 
Vermittlungshemmnissen erfahrungsgemäß die Vermittlung weiterer Personengruppen 
im Altbestand, sodass eine langsamere Reduktion des Bestandes angenommen werden 
muss. Es wird mit einer proportionalen Verringerung um 200 BG bzw. 300 ELB gerech-
net. 
 
Mit Berücksichtigung des o. g. Rückgangs ergeben sich folgende Werte für Dezember 
2017 für den Altbestand. 
 

12/2017 BG PERS ELB ELB Ü25 ELB U25 

 
Altbestand Gesamt 

 
20.738 

 
37.796 

 
27.626 

 
23.185 

 
4.442 

 
  

 
BG PERS ELB 

ELB 
Ü25 

ELB 
U25 

Flü  15/16 -    Jobcenter 
  (Stand 09/16) 

 
1.620 2.971 2.154 1.353 801 

Flü 15/16 -     Zugang aus      
AsylblG  

   (Stand 09/2016) 

 
1.577 

 
3.004 

 
2.547* 

 
1.712 

 
835 

Flü 16/17 -     Zugang aus    
AsylblG  

   (10/16 bis 12/17) 

  
 688 

 
1.238 

  
897 

    
603 

 
294 

Flü 15/16/17  Gesamt 

(Stand 12/2017) 
 

3.885 
 

7.217 
     

5.600 
 

3.669 
 

1.931 

09/2016 BG PERS ELB 
ELB 
 Ü25 

ELB  
U25 

Altbestand Ge-
samt 

20.938 38.206 27.926 23.435 4.492 

- davon Flücht-
linge vor 01.01. 
2015 

 
619 

 
1.613 

 
1.103 

 
835 

 
268 
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Die Gesamtentwicklung der beiden o. g. Bestandsgruppen stellt sich wie folgt dar: 
 

Bestand 12/2017    BG   PERS    ELB ELB Ü25 
ELB 
U25 

 
Jobcenter Gesamt 

 
24.623 

 
45.013 

 
33.226 

 
26.854 

 
6.372 

 
- davon Altbestand 

 
20.738 

 
37.796 

 
27.626 

 
23.185 

 
4.442 

- davon Flüchtlinge 
seit 2015 

 
3.885 

 
7.217 

 
5.600 

 
3.669 

 
1.931 

- davon Flüchtlinge 
Gesamt 

 
4.498 

 
8.813 

 
6.691 

 
4.495 

 
2.196 

 
Die Zahl der BG wächst demnach zwischen September 2016 und Dezember 2017 um 9,2 Pro-
zent und die Zahl der ELB um 10,5 Prozent. Im Wesentlichen geht der Zuwachs auf geflüchtete 
Menschen zurück, die bis zum Jahresende 2017 von AsylbLG in den Rechtskreis SGB II wech-
seln werden. 
 

1.6.2. Personalbedarfsberechnung 

 
Die Personalbedarfsberechnung basiert auf den prognostizierten Kundenzahlen zum Jahresen-
de 2017. Die Berechnungsmethode der stellenrelevanten Kundenzahlen wurde gegenüber den 
Vorjahren modifiziert:  
 
In die Personalbedarfsberechnung gehen sämtliche BG, aber nicht alle ELB im Bestand ein, da 
in Abhängigkeit von der jeweiligen Fallkonstellation von einem geringeren Betreuungsaufwand 
ausgegangen wird. Dabei orientiert sich die Berechnung an der „Empfehlung des Bund-Länder-
Ausschusses für das sonstige Personal in den gemeinsamen Einrichtungen“ aus dem Oktober 
2012. Bei der Berechnung wird die Gruppe der § 10-Fälle bei den erwerbsfähigen Leistungsbe-
rechtigten unter 25 Jahren, die in ihrer Mehrheit noch eine Schule besuchen und dem Arbeits-
markt daher (noch) nicht zur Verfügung stehen, zu 75 Prozent nicht berücksichtigt.  
 
Mit der Zuordnung der ELB Gesamt auf ELB U25 und ELB Ü25 wurde den tatsächlichen Rela-
tionen im Altbestand und im Bereich der Flüchtlinge Rechnung getragen: 
 

Altbestand BG ELB Ge-
samt 
 

ELB Ü25 
83,9% 

ELB U25 
16,1% 

§ 10 Ab-
zug 

Stellenrelevant 
ELB Ü25     ELB U25 

20.738 27.627 23.185 4.442 2.127 23.185 2.315 

 

Bestand 
Flü seit 
2015 

BG ELB Ge-
samt 
 

ELB Ü25 
65,5% 

ELB U25 
34,5% 

§ 10 Ab-
zug 

Stellenrelevant 
ELB Ü25     ELB U25 

   3.885   5.600    3.669 1.931    414 3.669 1.517 

 

Bestand 
Gesamt 

 
24.623 

  
26.854 

 
3.832 
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Insgesamt ergibt sich ein Gesamtbedarf der betreuungsrelevanten Stellen und Ermächtigungen 
von 419,53 VZA, damit 15,1 VZA weniger gegenüber dem Geschäftsplan 2016: 
 

Personalbedarfsrechnung für 2017 

  
  

Betreuungs- 
relation 

2017 

BG / 
ELb  

Stellen- 
Plus/Minus*) 

Stellen 
Gesamt*) 

U25 1:75 3.832 7,54 51,09 

Ü25 1:150 26.854 -16,96 179,03 

LG 1:130 24.623 -5,68 189,41 

Saldo 
  

- 15,10 419,53 

*) inkl. Ermächtigungen der Abteilung Migration und Teilhabe 

 
Aufgrund der prognostizierten Entwicklung der Flüchtlingszahlen fanden im Geschäftsplan 2016 
insgesamt Personalkapazitäten im Umfang von 6607 Prozent, von denen 6447 Prozent in der 
Personalbedarfsrechnung von 2016 Berücksichtigung. Die Verwendung der Ermächtigungen für 
die Einstellungen von Personal erfolgte im Jahr 2016 entsprechend der tatsächlichen Entwick-
lung der Flüchtlingszahlen bedarfsgerecht. Im Zuge der Personalbedarfsrechnung für 2017 
werden die o. g. 15,1 VZA (Reduzierung gegenüber dem Geschäftsplan 2016) durch die Nicht-
verwendung von (unbesetzten) Ermächtigungen in entsprechender Höhe ausgeglichen. 

 

2. Zielsystem 

2.1 Ziele, Zielindikatoren, Zielwerte 

Das Zielsystem der Grundsicherung für Arbeitsuchende besteht für das Jahr 2017 unverändert 
weiter. Der Gesetzgeber hat in § 48a SGB II für die Zielvereinbarungen nach § 48b SGB II fol-
gende Steuerungsziele festgelegt: 
 

Zielsystem des Bundes 

Nr.  Ziele Zielindikatoren 

1 Reduzierung der Hilfebedürftigkeit 
Summe der Leistungen zum Lebensunter-
halt 

2 
Verbesserung der Integration in Erwerbstätigkeit, 
Ausbildung und Selbständigkeit 

Integrationsquote 

3 Vermeidung von langfristigem Leistungsbezug 
Veränderung des Bestands an Langzeit-
leistungsbeziehenden 

 
Für die Messung der Ziele werden Indikatoren mit Zielwerten bzw. Veränderungswerten verein-
bart, deren Berechnungsweise für die Ziele 1 bis 3 im gemeinsamen Planungsdokument für die 
Zielsteuerung 2017 im SGB II festgelegt ist. 
 
Für das Jahr 2017 hat die Bund-Länder-Arbeitsgruppe Steuerung SGB II (BLAG) entschieden, 
dass die Ziele 2 und 3 wie im Vorjahr dezentral zu planen sind. Dadurch soll eine realistische 
und gleichzeitig ambitionierte Zielwertfindung und somit eine höhere Akzeptanz des Planungs-
verfahrens insgesamt erreicht werden. 
 
Die Kennzahl zum Ziel 1 soll im Gegensatz zu den Werten der Ziele 2 und 3 nicht mehr festge-
schrieben werden, sondern in ihrem Verlauf im Rahmen eines qualitativ hochwertigen 
Monitorings beobachtet und ggf. mit der prognostizierten Entwicklung verglichen werden. 
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Zusätzlich vereinbart das Land Baden-Württemberg mit dem Jobcenter Stuttgart weitere Ziele: 

 

 Ziele des Landes Zielindikatoren 

4 
Verbesserung der Integration Alleinerziehender in 
Erwerbstätigkeit 

Verbesserung der Integrationsquote Al-
leinerziehender in Erwerbstätigkeit 

5 Verbesserung der Inklusion - 

 
Die vorgeschlagenen Zielwerte sind aus den Handlungsbedarfen unter Berücksichtigung der 
Rahmenbedingungen abgeleitet. 
 
Die LHS Stuttgart schlägt dem Ministerium für das Ziel 2 vor, dass es erreicht wird, wenn die 
Integrationsquote insgesamt um nicht mehr als 2,7 Prozent im Vergleich zum Vorjahr sinkt. Ak-
tuell wird von einer Integrationsquote von 23,9 Prozent im Dezember 2016 ausgegangen. Die 
Integrationsquote sollte sich bis zum Dezember 2017 nicht schlechter entwickeln als 23,3 Pro-
zent um das Ziel zu erreichen.  
 
Für das Ziel 3 wird eine Absenkung von 0,2 Prozent vorgeschlagen, was bedeutet, dass die 
durchschnittliche Zahl der Langzeitleistungsbeziehenden im Durchschnitt der letzten zwölf Mo-
nate im Vergleich zum Vorjahr um mindestens diesen Anteil sinkt. Zu den Langzeitleistungsbe-
ziehenden werden die ELB gezählt, die in den letzten zwei Jahren 21 Monate SGB II-
Leistungen bezogen haben. Da die meisten Flüchtlinge im Jahr 2017 noch keine 21 Monate im 
Leistungsbezug gewesen sein können, gilt der vorgeschlagene Wert auch unter Berücksichti-
gung der erwarteten Zuwanderung. 
Abweichend zum bisherigen Verfahren wird für das Jahr 2017 bei Ziel 4 ebenfalls wie bei Ziel 2 
eine Veränderung der Integrationsquote Alleinerziehender in Erwerbstätigkeit, Ausbildung und 
Selbständigkeit vorgeschlagen. Das Ziel wäre demnach im Jahr 2017 erreicht, wenn sich die 
Ergänzungsgröße "Integrationsquote der Alleinerziehenden" nach § 5 Abs. 2 Nr. 4 Kennzahlen-
VO im Vergleich zum Vorjahr um 4,6 Prozent erhöht. Aktuell wird von einer Integrationsquote 
von 20,3 Prozent im Dezember 2016 ausgegangen. Die Integrationsquote der Alleinerziehen-
den sollte bis zum Dezember 2017 mindestens 21,2 Prozent betragen, um das Ziel zu errei-
chen. 
 
Für das Ziel 5 werden keine Zielwerte vereinbart. 
 
Im Rahmen des SGB II-Zielsystems (§ 48 SGB II) wurden dem Ministerium für Wirtschaft, Ar-
beit und Wohnungsbau Baden-Württemberg von der Landeshauptstadt Stuttgart (LHS) als zu-
gelassenem kommunalem Träger folgende Zielwerte vorgeschlagen: 

 

 Zielindikatoren Angebotswerte 2017 

1 Summe der Leistungen zum Lebensunterhalt - 

2 Veränderung der Integrationsquote (K2) -2,7 % 

3 Veränderung des Bestands an Langzeitleistungsbe-
ziehenden (JFW K3) 

-0,2 % 

4 Veränderung der Integrationsquote Alleinerziehender 
(K2E4) 

+4,6 % 

5 Verbesserung der Inklusion - 

 
Der Sozial- und Gesundheitsausschuss wird über den Abschluss der Zielvereinbarung infor-
miert. 
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Mitzeichnung der beteiligten Stellen: 
 
Referat WFB und Referat AKR haben die Vorlage mitgezeichnet. 
 
 
 
 
 
 
Werner Wölfle 
Bürgermeister 
 
 
Anlagen 

Anlage 1 Geschäftsplan 2017 
Anlage 2 Stellenschaffung Leitung MuT 
Anlage 3 Stellenschaffung SB Einkauf Arbeitsmarktdienstleistungen 
Anlage 4 Stellenschaffung SB Administration Aktivleistungen 
Anlage 5 Stellenschaffung SB LK LISSA 
Anlage 6 Stellenschaffung SB Forderungsmanagement 
Anlage 7 Stellenschaffung SB QI BuT 
Anlage 8 Stellenschaffung Sprach- und Integrationslotsen 
Anlage 9 Wegfall KW Vermerk Abrechnung BuT 
Anlage 10 Verlängerung KW Vermerk SB Widerspruch  
Anlage 11 Verlängerung KW Vermerk pAp PAT  
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Finanzielle Auswirkungen 

<Finanzielle Auswirkungen> 
 

Mitzeichnung der beteiligten Stellen: 

      

Vorliegende Anfragen/Anträge: 

      

Erledigte Anfragen/Anträge: 
      

 
      

Anlagen 

Anlage 1 Geschäftsplan 2017 
Anlage 2 Stellenschaffung Leitung MuT 
Anlage 3 Stellenschaffung SB Einkauf Arbeitsmarktdienstleistungen 
Anlage 4 Stellenschaffung SB Administration Aktivleistungen 
Anlage 5 Stellenschaffung SB LK LISSA 
Anlage 6 Stellenschaffung SB Forderungsmanagement 
Anlage 7 Stellenschaffung SB QI BuT 
Anlage 8 Stellenschaffung Sprach- und Integrationslotsen 
Anlage 9 Wegfall KW Vermerk Abrechnung BuT 
Anlage 10 Verlängerung KW Vermerk SB Widerspruch  
Anlage 11 Verlängerung KW Vermerk pAp PAT 
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Anlage 1 zu GRDrs 817/2016 
 
 
 


